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Leena Schmitter
● Wer ist «zu viel»?
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Franziska Grossenbacher
● Mühleberg vom Netz – jetzt!

Franziska Grossenbacher, 
GB-Stadträtin und Vize-Fraktions-
präsidentin GB/JA!, setzt sich 
für die Stilllegung des AKWs 
Mühleberg und die Förderung von
erneuerbaren Energien ein.  

Ja zur Wohn-Initiative am 18. Mai!



bern

Am 18. Mai entscheidet das Berner Stimmvolk über die
Initiative für bezahlbare Wohnungen. Das GB hat die-
ses breit abgestützte Projekt initiiert und massgeblich
geprägt. Die Wohn-Initiative ist ein wichtiges Mittel
gegen die masslose Spekulation mit Immobilien.

Die Wohnungsnot in der Stadt Bern hat sich in den
letzten Jahren verschärft. Wohnungen in zentrums-
nahen Quartieren werden zu astronomischen Prei-
sen vermietet und für sanierungsbedürftige Wohn-
blöcke können irrsinnige Summen verlangt werden.
Die Stadt Bern besitzt selbst nur wenig Boden und
hat über ihre eigenen Immobilien kaum die Möglich-
keit den Markt entscheidend zu beeinflussen. 

Deshalb braucht es den Ansatz der Wohn-Initiative.
Mit einer Änderung der Bauordnung sollen neu auch
Private in die Pflicht genommen werden: Wenn ein
Grundstück neu ein- oder umgezont wird, muss zwin-
gend mindestens ein Drittel der gebauten Wohnun-
gen preisgünstig oder gemeinnützig vermietet wer-
den. Ausserdem wird ein Anreiz für verdichtetes Bau-
en geschaffen: Bei Neu- oder Umbauten wird ein Nut-
zungsbonus von 20 Prozent vergeben – werden die
Wohnungen preisgünstig vermietet, kann dafür bei-
spielsweise ein Stock mehr aufgebaut werden. Zu-
dem bestimmt die Wohn-Initiative auch eine neue
Ausrichtung der Wohnbaupolitik, indem die Förde-
rung des gemeinnützigen Wohnungsbaus ausdrück-
lich als Ziel in die Bauordnung aufgenommen wird. 
       Mit der Wohn-Initiative wird den steigenden Mie-
ten endlich Einhalt geboten. Wenn einmal ein sub-
stantieller Teil der Wohnungen in der Stadt Bern nach
dem Prinzip der Kostenmiete (nur effektive Kosten
werden verrechnet) vermietet werden, bremst das
die Explosion der Marktmieten. Denn Studien zeigen,
dass solche Wohnungen längerfristig bis zu 20 Pro-
zent günstiger sind als der Durchschnitt. 
       Für MieterInnen lohnt sich ein Ja zur Initiative be-
sonders: Wird die Initiative angenommen, steigt die
Chance, eine günstige Wohnung zu finden. 

Rahel Ruch, Mitglied leitender Ausschuss GB, 
und Natalie Imboden, GB-Präsidentin

Ja zur Initiative für 
bezahlbare Wohnungen!
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Stadt
● Wohn-Initiative:  JA
● Tierparkreglement: JA

Kantonal
● Volksinitiative «Mühleberg vom Netz»: JA
● Gesetz «Handänderungssteuer»: NEIN
● Gesetz über die kantonalen Pensions-
kassen, Hauptvorlage und Eventualantrag: 2 x JA 
Stichfrage: Hauptantrag

National
● Bundesbeschluss über die medizinische 
Grundversorgung (direkter Gegenentwurf zur 
Volksinitiative «Ja zur Hausarztmedizin»): JA
● Volksinitiative «Pädophile sollen nicht 
mehr mit Kindern arbeiten dürfen»: NEIN
● Volksinitiative «Für den Schutz fairer 
Löhne (Mindestlohn-Initiative)»: JA
● Bundesgesetz über den Fonds zur Be-
schaffung des Kampfflugzeugs Gripen: NEIN

«Dank gemeinnützigem  
Wohnbau wohnen wir zentral – 
in einer modernen und  
familienfreundlichen Siedlung.» 
Simone Stirnimann und Christoph 
Musy mit Luc, Miro und Julie

www.wohnenfueralle.ch

ja zur Initiative 
        für bezahlbare Wohnungen

Am 18. Mai:

Faire 
Mieten 
statt 
Spekulation

Die Wohn-Initiative bringt bis zu
20 Prozent günstigere Mietzinse.
Infos: www.wohnenfueralle.ch

● Abstimmungskampagne Wohn-Initiative 
Wenn Sie das Initiativkomitee bei der Abstimmungs-
kampagne unterstützen wollen, melden Sie sich bei:
info@wohnenfueralle.ch

aktions

Abstimmungen vom 18. Mai



Kaum eine Initiative hat bereits vor der Abstimmung
so viel bewirkt wie die Mindestlohninitiative der Ge-
werkschaften. Um nicht als Tieflohnbranche in die
Kritik zu kommen, haben einzelne Arbeitgeber wie
die Detailhändler Aldi und Lidl, der Gartenbau oder
die Maschinen-, Elektro- und Metallindustrie (MEM)
ihre Mindestlöhne bereits medienwirksam angeho-
ben. Für einen tatsächlichen Lohnschutz ist eine ge-
setzliche Verankerung jedoch unabdingbar. 

So beträgt der Mindestlohn im MEM-Bereich bei-
spielsweise nur 3300 Franken im Monat. Und bei der
Hälfte aller Betriebe fehlen Gesamtarbeitsverträge,
um Mindestlöhne auch durchzusetzen. Nur mit einer
gesetzlichen Regelung wird der Lohnschutz tatsäch-
lich gestärkt und kann die Diskriminierung von Frau-
en in den Tieflohnbereichen endlich unterbunden
werden. In der Schweiz sind mehr als zwei Drittel der
330‘000 Menschen mit Stundenlöhnen unter 22 Fran-
ken Frauen. 2010 mussten sich Frauen mit Lehrab-
schluss fast dreimal so oft mit einem Tieflohn be-

gnügen als Männer. Der geforderte Mindeststunden-
lohn von 22 Franken würde die Lohnsumme für diese
Frauen um eine Milliarde erhöhen. Damit wären sie
auch im Alter besser abgesichert als heute. 

Der Mindestlohn ist keine exotische Forderung
der Gewerkschaften: In Deutschland und sogar in den
USA ist die Durchsetzung und die Erhöhung der Min-
destlöhne heute ein politisches Top-Thema. Denn
können die Menschen von ihrer Erwerbsarbeit nicht
leben, muss ihnen der Staat unter die Arme greifen.
Dazu hat er wegen der bürgerlichen Sparprogramme
aber immer weniger Mittel. Ein Ja zur Mindestlohn-
initiative ist ein Ja für eine existenzsichernde Erwerbs-
arbeit und ein Ja gegen Lohndumping. 

Infos: www.mindestlohn-initiative.ch

Regula Rytz, Nationalrätin Grüne, Co-Präsidentin
Grüne Partei Schweiz

    
 

Mindestlöhne statt Steuer-
gelder für Tieflohnbranchen

stand

Die drei kantonalen Abstimmungen vom 18. Mai
haben auch für StadtbernerInnen grosse Bedeu-
tung. Auf den ersten Blick tönen zwar «Revision des
Handänderungssteuer-Gesetzes» und «Pensions-
kassengesetz» nach trockener, theoretischer Mate-
rie. Ein ungünstiger Abstimmungsausgang hätte
aber verheerende finanzielle und ganz praktisch
spürbare Auswirkungen.

Mit dem Pensionskassengesetz setzt der Grosse Rat
die neuen Bundesbestimmungen bei den öffentlich-
rechtlichen Pensionskassen um. Zudem erfolgt ein
fair abgesicherter Wechsel zum Beitragsprimat. Das
Pensionskassengesetz kommt den Anliegen des Per-
sonals entgegen, ohne die ganze Schuldenlast dem
Kanton zu übertragen. Zur Abstimmung stehen zwei
Varianten: Der Hauptantrag und ein weniger perso-
nalfreundlicher Eventualantrag. Die Grünen engagie-
ren sich zusammen mit den Personalverbänden für
ein doppeltes Ja (Stichfrage: Hauptantrag). Ein Schei-
tern der Gesetzesvorlage hätte gravierende Folgen:

Die Sanierungskosten für Personal und Arbeitgeber
würden in die Höhe getrieben, wodurch die Konkur-
renzfähigkeit des Kantons Bern als Arbeitgeber noch
mehr leiden würde.

Die seit dem Jahr 2010 beschlossenen Steuersen-
kungen entziehen dem Kanton Bern jährlich über 300
Mio. Franken an Einnahmen. Mit der Abstimmung
über die Handänderungssteuer droht ein weiterer Er-
tragsausfall. Die Gesetzesrevision wurde als Gegen-
vorschlag zu einer inzwischen zurückgezogenen Ini-
tiative konzipiert – mit verheerenden Auswirkungen:
Bei einer Annahme müsste der Kanton auf Erträge
von 25 Mio. Franken pro Jahr verzichten. Für die vom
Leistungsabbau betroffene Bevölkerung wäre das
nur noch blanker Hohn. Die Grünen sagen klar Nein
zu dieser unnötigen Vorlage.

Regula Tschanz, Geschäftsführerin Grüne 
Kanton Bern, GB-Stadträtin

Fehlentscheide kämen hier
teuer zu stehen

«Ein Mindestlohn ist für mich
das wirksamste Mittel gegen die
Lohndiskriminierung von Frauen.
Verkäuferinnen mit Berufslehre
verdienen durchschnittlich 633 Fr.
weniger als Verkäufer. Auch in
Call-Centers, in der Reinigung
oder der privaten Pflege ist Frau-
enarbeit (zu) wenig wert. Dies
können Mindestlöhne ändern:
Sie stärken die Stellung der
Frauen auf dem Arbeitsmarkt.»
Regula Rytz, 
Nationalrätin Grüne 

«Steuern senken. Sparen. Steu-
ern senken. Sparen. Bei einem Ja
zur Revision des Gesetzes über
die Handänderungssteuer folgt
der Ruf nach einem weiteren
Sparpaket garantiert. Ertrags-
ausfälle von 25 Mio. entspre-
chen in etwa der Streichung von
zwei Lektionen bei den Zweit-
bis SechstklässlerInnen. Was
soll’s lieber sein – Deutsch oder
NMM? Lieber ein klares Nein am
18. Mai!»
Regula Tschanz, GB-Stadträtin

grün. Nr.15 | April 2014      3



mittel

Wer ist «zu viel»?
Vielfalt ist 
eine Realität 
in der Stadt
Bern – und das
ist gut so.
Die Stadt Bern war vor 14 Jahren
eine der ersten Städte, die eine in-
tegrationspolitische Strategie ver-
abschiedete. Anstoss dazu gaben
politische Vorstösse des Grünen
Bündnis. Rund ein Drittel aller 
Bernerinnen und Berner hat einen 
Migrationshintergrund, fast jede
vierte Person in der Stadt Bern 
hat keinen Schweizer Pass. 
Der neue Massnahmenplan zur
städtischen Integrationspolitik
mit den Handlungsfeldern Bildung,
Erwerbsarbeit, Freizeit/Kultur, 
Gesundheit, Mitwirkung, Wohnen,
Information und Querschnittsthe-
men ist ein wichtiges Instrument
für die Integration und den Diskri-
minierungsschutz. Es gilt nun, die
Umsetzung des Massnahmenplans
aktiv zu begleiten, denn Antidis-
kriminierung und Diskriminie-
rungsschutz bilden Grundpfeiler,
um die menschenverachtende 
Haltung einer bevölkerungs-
politischen Praxis, wie sie auch die
Ecopop-Initiative verfolgt, zu 
entlarven.
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Die Forderung der Ecopop-Initiative, mittels bevöl-
kerungspolitischer Massnahmen Klimapolitik zu
betreiben, widerspricht den Prinzipien einer auf
Grundrechten basierenden, feministischen und nach-
haltigen Politik. 

Wie viele Kinder sollten wir haben? Wie viel Grünflä-
che brauchen wir für unsere Freizeit? Und weiter ge-
fragt: Was für Menschen gelten als «zu viel» für
«unsere» Umwelt? Über Zuwanderung kann unter-
schiedlich diskutiert werden. Aber es geht dabei im-
mer um Fragen von Zugehörigkeit und Ausschluss,
um (konstruierte) Gemeinschaft. 

Die SVP-Initiative «Masseneinwanderung stop-
pen» hat Einwanderung in Zusammenhang mit einer
vermeintlichen Überbevölkerung gebracht. Ecopop
geht sogar einen Schritt weiter: Ihre Initiative will
ökologische Nachhaltigkeit mittels bevölkerungs-
politischer Strategien sicherstellen: Freiwillige Fami-
lienplanung im globalen Süden lautet eine der Haupt-
losungen (Vgl. Ecopop, Eine ökologisch orientierte
Bevölkerungspolitik, Wädenswil 2006). Sie verknüpft
Zuwanderung mit der Anzahl Menschen auf der Welt
und mit Umweltproblemen. Dadurch wird Raum frei
für die Rede über die bedrohliche «Überbevölke-
rung», die ihren Ursprung im globalen Süden hat,
deren Tragweite aber gerade Länder des Nordens zu
spüren bekommen würden. Tatsächlich?

Im Namen des Klimaschutzes, der Ernährungssi-
cherheit und der Biodiversität sollen Gesellschaften
«entwickelt», Frauen gebildet und der Zugang zu Ver-
hütungsmitteln gewährleistet werden. So jedenfalls
Ecopop. Deshalb lautet eine der Forderungen der Ini-
tiative, 10 Prozent der öffentlichen Entwicklungsgel-
der in die Familienplanung zu investieren. Der Nut-
zen der hier investierten Gelder «lohne» sich nämlich
im Hinblick auf den Nutzen für die Umwelt, denn mit
weniger Menschen würde die Umweltbelastung pro-
zentual sinken – eine (zu) einfache Rechnung, die erst
noch nicht aufgeht. Wenn es Ecopop tatsächlich um
Umweltschutz ginge, müsste sie den Fokus auf dieje-
nigen Länder richten, in denen der Energieverbrauch
am höchsten ist, wie etwa in der Schweiz. 

Mit dem pseudo-fürsorgerischen Ansatz der «frei-
willigen Familienplanung» will Ecopop Frauenorgani-
sationen, philanthropische BürgerInnen und Grüne
davon überzeugen, dass Bevölkerungspolitik ein gu-
tes und wirkungsvolles Mittel des Umweltschutzes
sei. Die Argumentationskette weniger Kinder – weni-

ger Menschen – besserer Umweltschutz – besseres
Leben geht aber nicht auf. 

Umweltprobleme lassen sich weder mit Fortpflan-
zungs- bzw. Bevölkerungspolitik noch mit Zuwande-
rungspolitik lösen, denn diese Argumentationen bie-
ten Gelegenheit zur Festschreibung patriarchalisch-
er und postkolonialer Machtverhältnisse. Sie instru-
mentalisieren auch Projekte zur Unterstützung der
reproduktiven Gesundheit von Frauen im globalen
Süden, um in neokolonialer Manier die Definitions-
macht über die «richtige Familienform» bzw. Lebens-
gestaltung festzulegen. Diese Kategorisierungen die-
nen letztlich dazu, Ausgrenzung, Abschiebung, Dis-
kriminierung von MigrantInnen und die Beschrän-
kung von Zuwanderung zu legitimieren. Ausgehend
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von der Aussortierung der Menschen, die für Ecopop
als «zu viel» gelten, sekundiert sie eine fremden-
feindliche Politik, hinter der keine feministische oder
Frauenrechte unterstützende Organisation stehen
kann. Lassen wir uns also nicht an der Nase herum-
führen! 

Eine linke Perspektive auf staatliche Bevölke-
rungs- und Familienpolitik setzt sich ebenso kritisch
mit der Tötung weiblicher Kleinkinder in Indien wie
der erschwerten Verwirklichung vom Kinderwunsch
homosexueller Paare, den Entwicklungen in der Prä-
nataldiagnostik und mit den spezifischen Ausrich-
tungen staatlich geförderter, «freiwilliger Familien-
planung» auseinander. Was es somit braucht, ist eine
weltweit nachhaltige Landwirtschaftspolitik, eine Ge-

sundheitspolitik, welche die Grundversorgung aller
sicherstellt sowie eine Wirtschaftspolitik, die dafür
sorgt, dass der generierte Reichtum immer wieder
umverteilt wird – gerade auch darum, weil dieser
Reichtum oft auch dank billigster Arbeitskraft und
der Ausbeutung von Menschen im Süden zustande
kommt! 

Es braucht mehr als die Stärkung der einzelnen
Gesellschaftsmitglieder, um eine faire Verteilung der
Ressourcen zu erreichen. Das Recht auf reproduktive
Gesundheit ist ein Menschenrecht und ein Bestand-
teil des Gemeinwohls. Es muss für alle Menschen glei-
chermassen gelten. Es braucht deshalb mehr als die
unreflektierte Stärkung der neoliberal angehauchten
«Eigenverantwortung». 

Eine Politik, die die Menschen und ihre Grund-
rechte ins Zentrum stellt, die nach Verteilungsge-
rechtigkeit fragt und eine Kritik an der Ausbeutung
von Natur und Mensch formuliert, muss den ökologi-
sierten, ja mitunter rassistischen und utilitaristi-
schen Bevölkerungsstrategien (wie zum Beispiel der
von Ecopop propagierten «freiwilligen Familienpla-
nung») den – feministischen – Riegel vorschieben. 

Annemarie Sancar, Mitglied leitender Ausschuss GB
und Leena Schmitter, GB-Stadträtin

Seit seiner Gründung 1987
setzt sich das Grüne Bündnis
für eine soziale und offene
Schweiz ein – kürzlich auch an
der «Kundgebung für eine 
offene und solidarische
Schweiz» auf dem Bundes-
platz in Bern. Dem «Bündnis
für eine offene Schweiz –
Nein zu Ecopop!» kann auf
www.gbbern.ch beigetreten
werden.

● Mit zunehmender fremdenfeindlicher Hetze und
der drohenden Ecopop-Initiative ist es dringender
denn je, sich zu engagieren! Werden Sie jetzt GB-Mit-
glied und setzen Sie sich gemeinsam mit Gleichge-
sinnten für eine offenere und solidarische Schweiz
ein! Weitere Informationen auf www.gbbern.ch.

aktions



stand

Vor drei Jahren hat der GAU von Fukushima uns alle
wachgerüttelt. In einem technisch hochentwickelten
Industrieland richtete ein Atomkraftwerk unermessli-
chen Schaden an. 12 Kilometer westlich von Bern steht
das Uralt-AKW Mühleberg, das mit dem Unfallreaktor-
block 1 in Fukushima praktisch baugleich ist.  

Trotz gravierender sicherheitstechnischer Mängel soll
das AKW Mühleberg bis 2019 am Netz bleiben. Das
sagte die BKW letzten Oktober und kündigte ebenfalls
an, auf grössere Nachrüstungen zu verzichten. Die
BKW hat damit erstmals ein Abschaltdatum auf den
Tisch gelegt. Sie gewichtet aber mit ihrem Entscheid
die ökonomischen Interessen höher als die Sicherheit
der Bevölkerung. Nur schon ein grosses Hochwasser

könnte das AKW Mühleberg ausser Kontrolle bringen
– die Katastrophe von Fukushima wäre vor unserer
Haustüre. Es ist absolut verantwortungslos, auf Inves-
titionen in die Sicherheit zu verzichten. Die letzten Be-
triebsjahre eines Atomkraftwerks sind immer die
gefährlichsten. Nach dem Abschalten eines AKWs be-
ginnt die Nachbetriebsphase. Bevor die Brennstäbe
abtransportiert werden, bleiben sie zur Kühlung wei-
tere fünf Jahre im AKW. Betreibt man Mühleberg bis
2019 weiter, trägt die Bevölkerung das atomare Risiko
demnach bis 2024, also noch ein ganzes Jahrzehnt. Mit
der Zustimmung zur Volksinitiative «Mühleberg vom
Netz» reduzieren wir das atomare Risiko dagegen von
10 auf 5 Jahre! 
        Im Ausland hat es zur Zeit ein Überangebot an er-
neuerbaren Energien. Die Strompreise sind gefallen
und das AKW Mühleberg unrentabel geworden. Die
BKW produziert heute risikoreich teuren Atomstrom
und könnte billigere erneuerbare Energie im Ausland
einkaufen. 
        Am 18. Mai haben wir die Chance, das hoch risiko-
behaftete AKW in direkter Nachbarschaft zur Bundes-
stadt mit einem klaren Ja zu «Mühleberg vom Netz»
endgültig und rasch abzuschalten! Nutzen wir diese
Gelegenheit und lassen wir die Zeitbombe nicht wei-
terticken...

Franziska Grossenbacher, Vize-Fraktionspräsidentin
GB/JA!, GB-Stadträtin

Mühleberg vom Netz – jetzt!
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Wahlziel erreicht – Parteikasse leer 
● Das Grüne Bündnis freut sich über die Wiederwahl
der drei GrossrätInnen Hasim Sancar, Blaise Kropf
und Natalie Imboden und gratuliert den Gewählten
herzlich. Mit einer engagierten Kampagne und einer
soliden Politik hat das GB den 2010 errungenen 3. Sitz
in der Stadt Bern erfolgreich verteidigt. Zum Vergleich
mit dem Jahr 2010, als die Junge Alternative (JA!) auf
der GB-Liste kandidierte, und das GB einen WählerIn-
nenanteil von 13.3 Prozent erreichte, kommen GB und
JA! 2014 auf einen Anteil von 12.65 Prozent (GB: 11.85
Prozent, JA! 0.8 Prozent). Erfreulich ist auch das Re-

sultat der Jungen Grünen mit 1.85 Prozent in der
Stadt Bern.
Das GB dankt den 20 KandidatInnen für den engagier-
ten Wahlkampf. Im Grossen Rat werden sich die Ge-
wählten für Investitionen statt Abbau im Sozial- und
Bildungsbereich einsetzen. Zentral bleibt weiterhin
der Ausstieg aus der Atomkraft und dem AKW Mühle-
berg. Zudem wird sich das GB für mehr bezahlbaren
Wohnraum einsetzen. Dazu brauchen wir Geld. Hel-
fen Sie uns das Loch in der Parteikasse zu stopfen.
Wir danken Ihnen für Ihre finanzielle Unterstützung.

● Die Grossratswahlen sind geschlagen und unsere
Taschen mittlerweile ziemlich leer. Damit wir auch
weiterhin grüne und soziale Akzente setzen können,
sind wir auf finanzielle Unterstützung angewiesen.
PC: 30-37923-6 – ganz herzlichen Dank!

aktions



    

sicht

Seraina Patzen – du bist langjährige GSoA-Sekretärin.
Die GSoA bekämpft als Teil des Komitees «Nein zu den
Kampfjetmilliarden» den Kauf des Gripen. Welches
sind aus deiner Sicht die wichtigsten Argumente ge-
gen den Kauf des Gripen?
● Das Komitee stellt die Kosten in den Mittelpunkt
der Kampagne. Der Gripen kostet uns über die ge-
samte Lebensdauer von 35 Jahren über 10 Milliarden
Franken. Das ist enorm viel Geld. Gleichzeitig wird in
vielen Kantonen und auch auf Bundesebene gewaltig
gespart. So müssen beispielsweise in Bern durch den
Leisungsabbau bei der Bildung die Schulklassen ver-
grössert werden. Klar hängen diese Sparpakete nicht
direkt mit den Ausgaben für den Gripen zusammen –
aber einen Franken kann man nicht zweimal ausge-
ben. Was für den Gripen ausgegeben wird, fehlt an-
derswo.

Weiter ist mir wichtig zu betonen, dass der Gripen E
eine Neuentwicklung von Saab ist und noch nicht exi-
stiert. Bisher gibt es den Gripen E nur auf dem Papier.
Das ist ein extremes Risiko für die Schweiz. Bisherige
Kampfjetbeschaffungen haben gezeigt, dass die Ko-
sten bei der Beschaffung oft explodieren – die Mirage-
Affäre der 60er-Jahre führte dies exemplarisch vor.
Wenn der Kampfjet noch gar nicht entwickelt ist, wie
jetzt beim Gripen, ist das Risiko noch grösser, dass die
Kosten massiv höher werden als veranschlagt.
        Als drittes wichtiges Argument kann angeführt
werden, dass die Schweiz die Aufgaben der Luftpolizei
auch ohne 22 neue Kampfjets problemlos erfüllen
kann. Die Luftpolizei muss beispielsweise in der Lage
sein, Flugzeuge, die die Orientierung verloren haben,

zu begleiten oder nicht identifizierte Flugzeuge zu
überprüfen. Deutschland hat für diese Aufgaben ge-
rade einmal vier Flugzeuge zur Verfügung. Die 32 F/A-
18 reichen also für den Bedarf der Schweiz längstens
aus. 

Von offizieller Seite wird kommuniziert, dass der Gri-
pen-Kauf drei Milliarden Franken kostet. Das Komitee
«Nein zu den Kampfjetmilliarden» spricht von 10 Mil-
liarden Franken. Wie erklärt sich die unterschiedliche
Einschätzung? 
● Wir berechnen die Kosten über die gesamte Lebens-
dauer, die BefürworterInnen argumentieren nur mit
dem Kaufpreis, das ist eine verkürzte Darstellung der
Kosten. Zum Kaufpreis kommen insbesondere noch
Nachrüstungen und Betriebskosten dazu, das sind je
nochmals mehr als drei Milliarden Franken. Zusam-
men mit den Kosten für die Evaluation, der Miete für
elf Gripen C/D als Übergangslösung, bis der Gripen E
entwickelt ist sowie Investitionen in Immobilien kom-
men wir auf mehr als 10 Milliarden Franken. 

Die BefürworterInnen des Gripen-Kaufs sehen sich
durch die aktuell angespannte Lage zwischen der
Ukraine und Russland darin bestärkt, dass die schwei-
zerische Luftwaffe aufgerüstet werden muss. Macht
der Gripen die Schweiz sicherer?
● Nein. Der Vorfall in Genf beispielsweise hat gezeigt,
dass es aus militärischer Sicht viel dringendere Inve-
stitionen in die Ausbildung und das Personal gäbe,
damit eine 24-Stunden-Einsatzbereitschaft gewähr-
leistet werden könnte. Dazu tragen neue Kampfflug-
zeuge nichts bei. 
        Wie schon erwähnt kann die Luftpolizei ihre Auf-
gaben auch mit den F/A-18 problemlos erfüllen. Und
wozu brauchen wir denn die Fähigkeit, nicht nur mili-
tärische Ziele in der Luft zu attackieren, sondern auch
Ziele auf der Erde zu bombardieren? Mit dem Gripen
würde die Schweizer Luftwaffe die so genannte «Luft-
Boden-Fähigkeit» wieder erlangen. Aus unserer Sicht
sind keine Bedrohungsszenarien denkbar, die eine sol-
che Aufrüstung rechtfertigen würden.

Interview: Sandra Julius, GB-Geschäftsführerin

Bildung statt Bomber

Seraina Patzen ist 
Sekretärin bei der GSoA.
Die GSoA hat in einem
Bündnis das Referendum
gegen den Kauf neuer
Kampfflugzeuge ergrif-
fen. Sie setzt sich gegen
Aufrüstung und Waffen-
handel ein.
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Veranstaltungen Arbeitsgruppen
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● Mi, 23. April, Hotel Bern
Podiumsdiskussion «Wohnen für alle – eine neue
Wohnbaupolitik für Bern?»
Fachleute aus der Immobilien- und Bauwirtschaft
diskutieren mit Berner PolitikerInnen die Chancen
und Herausforderungen der Wohninitiative sowie
Erfahrungen in der Zusammenarbeit von privaten
Investoren und gemeinnützigen Bauträgern. 
Mehr unter: www.gbbern.ch 

● Fr, 25. April, Heiliggeistkirche Bern
Solidaritätskonzert für Sans-Papiers
Musikalische Grössen wie Endo Anaconda und 
Schifer Schafer von Stiller Has (Schweiz) sowie Najat 
Suleiman, Hassan Taha und Titus Bellwald
(Syrien/Schweiz) und Elina Duni (Albanien/Schweiz)
treten auf. Der Erlös geht an die Beratungsstelle für
Sans-Papiers. Weitere Infos unter: www.gbbern.ch 

● Do, 1. Mai, Bundesplatz
Maifeier: «Gute Arbeit – Mindestlohn»
Besammlung zum Umzug um 16 Uhr in der Kram-
gasse, Kundgebung und Maifest bis 22 Uhr auf dem
Bundesplatz mit Ansprachen u.a. von Aline Trede, Na-
tionalrätin Grüne, GB. Freiwillige HelferInnen für den
GB-Stand usw. melden sich unter: info@gbbern.ch 

Interna
● Mi, 30. April, ab 19.00 Uhr im Länggass-Treff, 
Lerchenweg 35: nächste GB-Mitgliederversammlung.
Das Thema «Perspektiven: Welches GB wünsch' ich
mir?» soll in einem partizipativen Prozess diskutiert
werden. Wir freuen uns auf rege Teilnahme!

Sekretariat
Grünes Bündnis Stadt Bern
Neubrückstrasse 17, 3012 Bern,
Postfach 6411, 3001 Bern, Tel. 031 301 82 09,
info@gbbern, www.gbbern.ch 
Grünes Bündnis Stadt Bern auf Facebook: 
www.facebook.com/GruenesBuendnisBern
PC-Konto: 30-37923-6. Merci!

● Frauenpolitik
26. Juni, Kontakt: 
regula_buehlmann@bluewin.ch    

● Ökologie 
26. Mai, Kontakt: fragroba@gmx.ch 

● Internationales und Migration 
Kontakt: asancar@bluewin.ch

● Wirtschaft 
Kontakt: thomas.bauer@hotmail.ch 

● Bildungs- und Kulturpolitik
2. Juni, Kontakt: regula.nyffeler@bluewin.ch

● AG macht 
6. Mai, Kontakt: anne.wegmueller@gmail.com

● Leitender Ausschuss 
23. April, Kontakt: info@gbbern.ch 

Ein «contrat 
culturel» für Bern
Die grosse Vielfalt in der Berner Kulturszene wird
stets gelobt – die kulturpolitische Diskussion aber
dreht sich oft allein um die grossen Häuser wie das
Stadttheater. Oder Kulturpolitik wird mit Stadt-
marketing verwechselt und es werden «Events»
veranstaltet. Aus dem Blick geraten dabei die vie-
len Initiativen, die Berns Kultur erst richtig leben-
dig machen, z. B. die Spoken-Word-Szene, das Mu-
sikfestival oder die so genannten Off-Spaces, die
temporäre Kunsträume bespielen und gerade jun-
gen KünstlerInnen Auftritte ermöglichen. Die Fi-
nanzierung solcher Initiativen bleibt häufig un-
gesichert. 

Eine Kulturstrategie soll nicht thematische Schwer-
punkte setzen; sie soll aufzeigen, welche Gefässe
und Kriterien es braucht, um auch Neues zu unter-
stützen. Wo wird beispielsweise die Debatte um die
kulturpolitische Dimension des Nachtlebens ge-
führt? 
Luzern und Basel haben vorgemacht, wie mit einer
breit angelegten Diskussion über eine neue Kultur-
strategie ein «contrat culturel» zwischen Kultur-
schaffenden, Institutionen und Politik geschaffen
werden kann. Von den grösseren Schweizer Städ-
ten gibt Bern mit 423 Fr. am wenigsten Geld pro Kopf
für die Kultur aus (Durchschnitt: 618 Fr.). Mit dem
neuen kantonalen Kulturförderungsgesetz werden
die Mittel neu verteilt. Dies bietet Bern nun auch
endlich die Möglichkeit, das Ziel umzusetzen, dass
mindestens 11% der Mittel in die freie Szene fliessen. 

schluss

Christine Michel, 
GB-Stadträtin
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